
Das am Freitag ausgesprochene 
Verbot der Internetplattform 
»linksunten.indymedia.org« 

ist von den Verantwortlichen offenbar 
mit Lügen begründet worden. Bundes-
innenminister Thomas de Maizière 
(CDU) hatte am Freitag morgen erklärt, 
bei den im Zusammenhang mit dem 
Verbot durchgeführten Hausdurch-
suchungen in Freiburg seien bei den 
mutmaßlichen Betreibern »Messer, 
Schlagstöcke, Rohre und Zwillen« be-
schlagnahmt worden. Tatsächlich aber 
wurden diese offenbar nicht bei den 
Personen gefunden, die Staatsanwalt-
schaft und Bundesregierung für den 
Betrieb der Internetseite verantwortlich 
machen. Netzpolitik.org berichtete am 
Wochenende unter Berufung auf eine 
namentlich nicht genannte Sprecherin 
des Innenministeriums, dass sämtliche 
Gegenstände aus dem Kulturzentrum 
KTS stammen. Der »Kulturtreff in 
Selbstverwaltung« ist in einem ehema-
ligen Betriebswerk der Deutschen Bahn 
untergebracht, es gibt Konzerthallen, 
Versammlungsräume und Büros, es 
herrscht ein reges Kommen und Gehen. 
Weite Teile des dreistöckigen Gebäudes 
sind frei zugänglich.

In Freiburg i. B. gingen am Sonn-
abend mehrere hundert Menschen ge-
gen die Razzien und das Verbot auf die 
Straße. Auch in anderen Städten gab es 
spontane Proteste. Fans des FC St. Pau-
li entrollten am Sonnabend beim Spiel 
gegen Heidenheim ein Transparent, mit 
dem sie nicht nur an das rassistische Po-
grom in Rostock 1992 erinnerten: »25 
Jahre Lichtenhagen – 25  Jahre deut-
sches Versagen. Wir bleiben Linksun-
ten!«

Die verbotene Seite selbst will sich 
offenbar der Schließung widersetzen. 
Am Sonnabend tauchte unter der Ad-

resse linksunten.indymedia.org zeitwei-
lig die Ankündigung »Wir sind bald 
wieder zurück« auf. Ergänzt wurde das 
mit dem Porträt von Barbara Streisand. 
Nach der US-amerikanischen Schau-
spielerin ist der Effekt benannt, wenn 
unliebsame Inhalte durch den Versuch, 
sie aus dem Internet zu entfernen, noch 
bekannter werden. Streisand hatte 2003 
die Website Pictopia verklagt, weil auf 
dieser eine Luftaufnahme ihres Hauses 
veröffentlicht worden war. Ihre Klage 
sorgte dafür, dass überhaupt erst die 
Verbindung zwischen ihr und dem ab-
gebildeten Gebäude hergestellt wurde – 
prompt verbreitete sich das Foto im 
Netz.

Tatsächlich dürfte de Maizière mit 
dem Verbot »Linksunten« erst einer 
breiten Öffentlichkeit bekannt gemacht 
haben. Das nach den Protesten 1999 in 
Seattle gegen die Welthandelsorganisa-
tion entstandene Indymedia-Netzwerk 
hat seine besten Zeiten längst hinter 
sich, die meisten regionalen Ableger 
sind wieder verschwunden oder seit 
Jahren nicht aktualisiert worden. Dem 
Innenminister war »Linksunten« je-
doch ein Dorn im Auge, weil auf der 
Plattform anonym Inhalte veröffentlicht 
werden konnten, unter anderem Tater-
klärungen nach militanten Aktionen. 
Ob diese allerdings jeweils authentisch 
waren, blieb immer fraglich. Auch Neo-

nazis provozierten auf der Seite mit ge-
fälschten Statements.

Anonyme Erklärungen wird es im In-
ternet weiterhin geben – schon weil mit 
»de.indymedia.org« die ältere deutsch-
sprachige Indymedia-Seite bisher nicht 
angegriffen wird. Deren Betreiber ha-
ben sich mit ihrer »Schwester« solidari-
siert: »Wir machen ebenso weiter, jetzt 
erst recht!« Doch auch »Linksunten« 
kehrt möglicherweise bald zurück. Die 
nordamerikanischen Internetaktivis-
ten von »May First/People Link« und 
»Tachanka« haben sich öffentlich mit 
der attackierten Seite solidarisiert und 
arbeiten offenbar daran, sie wieder ins 
Netz zu bringen.

Protest gegen Zensur

Labour schwenkt auf EU-Kurs

WWW.JUNGEWELT.DE

Venezuela übt 
Verteidigung gegen USA

Caracas. Nach den jüngsten Dro-
hungen von US-Präsident Donald 
Trump haben die Streitkräfte 
Venezuelas landesweite Übungen 
abgehalten. Die Regierung rech-
nete nach eigenen Angaben damit, 
dass sich 700.000 Mitglieder der 
Bolivarischen Miliz und 200.000 
Angehörige der Streitkräfte an dem 
Manöver beteiligen. Die Übungen 
der Luftwaffe, der Marine und der 
Infanterie sollten am gesamten 
Wochenende stattfinden.

Trump hatte vor zwei Wochen 
eine »militärische Option« gegen 
Venezuela nicht ausgeschlossen. 
Am Freitag verhängte er weitere 
Sanktionen gegen das südamerika-
nische Land, unter anderem gegen 
den staatlichen Ölkonzern PDVSA. 
� (Reuters/jW)

Siehe Seite 3

92 Millionen für  
Wahl veranschlagt
Saarbrücken. Das Bundesinnen-
ministerium veranschlagt einem 
Medienbericht zufolge für die 
Durchführung der Bundestagswahl 
die Rekordsumme von 92 Milli-
onen Euro. Die Kostenschätzung 
beruhe auf Erfahrungen von frü-
heren Wahlen, sagte eine Ministe-
riumssprecherin der Saarbrücker 
Zeitung (Samstag). Dem Bericht 
zufolge waren für die Wahl 2013 
rund 77 Millionen Euro ausgege-
ben worden. Für den Anstieg der 
Kosten seien zum einen die höhe-
ren Portokosten für das Versenden 
von Wahlbenachrichtigungen und 
Briefwahlunterlagen verantwort-
lich. Zum anderen erhielten die 
Wahlhelfer höhere Zuwendungen. 
Die Wahlvorstände bekommen 
nun jeweils 35 Euro für den Tag, 
die übrigen Freiwilligen jeweils 
25 Euro. Vor vier Jahren lag die 
Summe noch bei 21 Euro. Der neue 
Bundestag wird am 24. September 
gewählt. � (dpa/jW)

»Pressefreiheit statt Polizeistaat«: Spontandemonstration am Samstag in Freiburg
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Rezeption
Heute abend wird in Berlin die neue 

Bühne der Peter-Hacks-Gesell-
schaft »Numa« eröffnet

Sezession
Nordirak: Kurdisches Unabhängig-

keitsreferendum stößt selbst bei 
Verbündeten auf Ablehnung

Korruption
Erbe des Samsung-Chefs in Südkorea 

wegen Bestechung zu fünf Jahren 
Haft verurteilt. Von Claudia Haydt

Aggression
Mit Lügen bereitet Washington Krieg 

gegen Venezuela vor. Neuer Vor-
wurf: Caracas unterstützt Antifa 3 7 9 11
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»Linksunten Indymedia« vorübergehend wieder online. Begründung des 
Innenministers offenbar falsch. Keine Waffen bei Betreibern gefunden. Von André Scheer

»Brexit«-Pläne sollen britische Wirtschaft schützen

Die britische Labour-Partei 
vollzieht eine Wende in ihrer 
Haltung zu den Austrittsver-

handlungen zwischen Großbritanni-
ens und der Europäischen Union. Die 
Partei setze auf einen »Soft-Brexit«; 
London solle in einer Übergangspe-
riode von zwei bis fünf Jahren nach 
dem Austritt des Königreichs im März 
2019 weiter Bestandteil des gemein-
samen EU-Binnenmarktes und der 
Zollunion bleiben, erklärte der für die 
»Brexit«-Verhandlungen zuständige 
Labour-Abgeordnete Keir Starmer 
dem Observer am Sonntag.

Unter einer Labour-geführten Re-
gierung werde Großbritannien weiter-
hin von den EU-»Freihandelsregeln« 
profitieren, die Urteile des Europäi-
schen Gerichtshofs in Handels- und 
Wirtschaftsfragen akzeptieren und in 
den EU-Haushalt einzahlen, in der 
Hoffnung, einen Schock für die hei-
mische Wirtschaft abzuwenden.

Der Labour-Abgeordnete Chuka 
Umunna, EU-Befürworter und Mit-
glied der parteiübergreifenden Open 
Britain Group, sagte der Financial 
Times am Sonntag, die Ankündigung 
sei sehr zu begrüßen und ein bedeu-

tender Moment in der »Brexit«-De-
batte. Ein »Jobs-first-Brexit« werde 
nur mit einer britischen Zugehörigkeit 
in der EU möglich sein.

Die britische Wirtschaft dürfte den 
Schwenk der Labour-Partei begrüßen. 
Für Premierministerin Theresa May 
könnte es eng werden. Ihre Regierung, 
bestehend aus Tories und nordirischer 
Democratic Unionist Party, verfügt im 
Unterhaus nur über eine Mehrheit von 
13 Sitzen. Sollten sieben Abgeord-
nete Gefallen an dem pro-EU-Kurs 
Labours finden, wäre May handlungs-
unfähig.

Am Montag sollen die »Bre-
xit«-Verhandlungen in Brüssel in drit-
te Runde starten. Die britische Re-
gierung rief die EU-Kommission am 
Sonntag zur Kompromissbereitschaft 
auf. Diese müsse sich in Streitfragen 
»flexibler« zeigen, forderte das für 
den Austritt zuständige Ministerium 
in London.

Ein britisches Regierungsmitglied 
warnte die EU-Unterhändler zudem 
vor Verzögerungen. Sie sollten nicht 
»herumtrödeln«, sagte das Kabinetts-
mitglied, das ungenannt bleiben woll-
te, berichtete AFP. � Simon Zeise
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Kompromisslos
Prophet des Untergangs: Aus An-
lass der Neuauflage einer Polemik 
des Schriftstellers Walther Rode 
(1876–1932). Eine Lebensskizze des 
Großbürgers, der sich kritisch gegen 
die deutsche Bürokratie und Justiz 
stellte. Von Klaus BittermannC
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